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Terminhinweise

Donnerstag, 14. Januar, 19 Uhr, Rathausgalerie

Oberbürgermeister Christian Ude und Stadtbaurätin Prof. Dr.(I) Elisabeth
Merk eröffnen die Ausstellung „München: KlimaRegeln", die einen Über-
blick gibt über die verschiedenen Bereiche der Münchner Klimaschutzakti-
vitäten – von der Energieversorgung über Gebäude, Stadtplanung und Mo-
bilität bis zu Landnutzung und Naturhaushalt, Nutzerverhalten, Lebenssti-
le und Gesundheit.
Nähere Informationen im Internet www.zukunft-findet-stadt.de und
www.gemeinsam-fuer-das-klima.de

Bürgerangelegenheiten

Montag, 18. Januar, 18.30 Uhr,

Gaststätte „Alter Wirt Moosach”, Dachauer Straße 274

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 10 (Moosach) mit der Vor-
sitzenden Johanna Salzhuber.

Montag, 18. Januar, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Alter Wirt Moosach”, Dachauer Straße 274

Sitzung des Bezirksausschusses 10 (Moosach).

Meldungen

Neuer Mietspiegel für München Anfang 2011 – Stadt braucht die

Unterstützung der Münchnerinnen und Münchner

(11.1.2010) Im Frühjahr 2011 steht der Münchner Bevölkerung ein neuer,
nach wissenschaftlichen Grundsätzen erstellter Mietspiegel zur Verfügung.
Dieser soll erstmalig auch energetische Aspekte der Wohnungen berück-
sichtigen. Das hat der Stadtrat im Juli 2009 so beschlossen. Notwendig
wird ein neuer Mietspiegel deshalb, weil der zur Zeit gültige Mietspiegel
2009 nach zwei Jahren veraltet ist.
Dazu braucht die Stadt die Unterstützung der Münchner Mieterschaft so-
wie erstmalig der Vermieterinnen und Vermieter von Münchner Wohnun-
gen. Für einen neuen Mietspiegel sind Wohnungsdaten zu den zur Zeit in
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München bestehenden Mietverhältnissen notwendig. Den Auftrag für die
Erstellung des Mietspiegels hat die Stadt an das Marktforschungsinstitut
TNS Infratest vergeben.
Die Umfrage beginnt in den nächsten Tagen und dauert bis Ende Mai 2010.
Hierzu werden insgesamt etwa 24.000 Haushalte kontaktiert. Zuerst ruft
TNS Infratest diese nach dem Zufallsprinzip ausgewählten Haushalte an
und überprüft, ob die jeweilige Wohnung für den neuen Mietspiegel in Fra-
ge kommt. Danach wird ein Termin für ein persönliches Interview verein-
bart. Bei ihrem persönlichen Besuch können die Interviewerinnen und In-
terviewer von TNS Infratest einen Mitarbeiterausweis vorlegen, den sich
alle Befragten zusammen mit dem Personalausweis zeigen lassen sollten.
Im Anschluss an die persönlichen Interviews erfolgt in Hinblick auf energe-
tische Aspekte der jeweiligen Wohnung eine schriftliche Befragung der Ver-
mieterinnen und Vermieter.
Die Teilnahme an der Befragung zum Mietspiegel für München ist freiwillig.
Für einen guten, aussagekräftigen Mietspiegel ist es allerdings wichtig,
dass möglichst viele Daten zu Mietwohnungen in München einfließen. Nur
so kann ein Mietspiegel die ortsübliche Miete möglichst genau wiederge-
ben. Die abgefragten Daten betreffen die Miete und alle Tatsachen, die Ein-
fluss auf den Mietpreis haben wie zum Beispiel Wohnfläche oder Ausstat-
tung der Wohnung. Die erhobenen Daten werden ausschließlich in anony-
misierter Form verwendet. Name und Anschrift des Befragten werden
nicht bekannt gegeben.
Mietspiegel „spiegeln“ den Wohnungsmarkt wieder. Mit Hilfe eines Miet-
spiegels können Mieterinnen und Mieter und Vermieterinnen und Vermieter
die ortsübliche Miete für Wohnungen im Stadtgebiet München feststellen.
Den zur Zeit noch gültigen Mietspiegel für München 2009 gibt es als ko-
stenlose Broschüre bei der Stadt-Information im Rathaus und im Amt für
Wohnen und Migration, Franziskanerstraße 8, 81669 München. Im Internet
steht er unter www.mietspiegel-muenchen.de zur Verfügung.

„FilmWeltWirtschaft“ im Filmmuseum

(11.1.2010) In Kooperation mit der Münchner Initiative CSR findet vom 21.
bis 24. Januar zum fünften Mal die Reihe „FilmWeltWirtschaft“ im Film-
museum des Münchner Stadtmuseums, St.-Jakobs-Platz 1, statt. Die
Filmreihe zu Globalisierung, Arbeit und Unternehmensverantwortung the-
matisiert diesmal mit dem äußerst aktuellen Schwerpunkt „Geld“ die ge-
sellschaftliche, politische oder persönliche Bedeutung des oft nur virtuellen
Tauschmittels. Insgesamt fünf lange Dokumentarfilme, vier Kurzfilme und
ein Spielfilm werden gezeigt. Eröffnet wird die Reihe am 21. Januar, 19
Uhr, mit einem Vortrag des Filmwissenschaftlers Hermann Barth, der mit
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zahlreichen Filmausschnitten den filmästhetischen Wandel des langen
„Öko“-Dokumentarfilms im Laufe der Jahrzehnte thematisiert. Am Sams-
tag, 23. Januar, 21 Uhr, stellt die Filmemacherin Susan Gluth ihren Film
„Wasser und Seife“ vor, am Sonntag, 24. Januar, 18.30 Uhr, präsentiert
der Dokumentarfilmer Claus Strigel seine neueste Produktion „Der Schein
trügt“.
Donnerstag, 21. Januar, 19 Uhr

„Die Farbe des Geldes” – zur Dramaturgie und Rhetorik im „Öko-Film”–
Vortrag von Hermann Barth.
„We feed the world”, „Let’s make Money”, „The Oil Crash”, „Capitalism: A
Love Story“  – kritische Dokumentarfilme zur ökonomischen und ökologi-
schen Krise sind ein boomendes Genre. Wie aber filmt man „Geld” und
„Kapital”? Wie lassen sich ökonomische Zusammenhänge sichtbar ma-
chen? Und welcher Börsianer lässt sich schon über die Schulter sehen?
Es geht, neben der Beschreibung von skandalösen Fehlentwicklungen, um
das Aufzeigen von Handlungsalternativen, um Ethik und Moral, um Selbst-
versicherung, das Nachdenken über Werte und Normen. Vom Traktat über
den Essay zum Infotainment, von der Systemkritik über die Satire zur
praktischen Weltverbesserung. Wie gewinnen diese Filme ihr Publikum?
Mit welchen Mitteln versuchen sie zu überreden und zu überzeugen? Ein
filmwissenschaftlicher Versuch mit Beispielen.
Freitag, 22.1.2010 um 18.30 Uhr

„Goldmund“ – Deutschland 2005 – Regie: Herlinde Koelbl – 3 Minuten –
eine experimentelle Collage mit vielen Mündern und nur einem Thema:
Geld.
„Well Done“ – Schweiz 1996 - Thomas Imbach – 74 Minuten, Original mit
Untertiteln
In einem Kreditkartenunternehmen sind über 1200 Menschen damit be-
schäftigt, die täglichen Milliarden im Schweizer Geldverkehr zu kontrollie-
ren. Die virtuelle Welt und die abstrakte Fachsprache hinterlassen dabei
auch im Privatleben der Mitarbeiter ihre Spuren. Labyrinthische Gebäude,
Sprachfetzen, sich wiederholende Gesten und Blicke sind in einer seriellen
Montage zu einem dichten Bild-Ton-Gefüge verwoben und zeigen die subti-
le Gewalt der elektronischen Technologien.
Freitag, 22. Januar, 21 Uhr

„Die Seele des Geldes“ – BRD 1987 – Regie: Peter Krieg – 135 Minuten
(drei Teile à 45 Minuten: Geld-Schöpfung, Schuld-Fragen – Not-Geld)
Peter Kriegs nüchterner, aber hellsichtiger Dokumentarfilm analysiert die
historische Bedeutung des Geldes und die ökonomischen Zusammenhän-
ge der globalen Wirtschaft: eine Einführung in die Geschichte des Geldes
am Beispiel von Togo und Bolivien, Exkurse über die Börse, die Bedeutung
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der politischen Führer für die nationale und weltweite Wirtschaft, die tat-
sächliche Rolle des Internationalen Währungsfonds (IWF). Der Film verbin-
det die Verschuldung der Dritten Welt in den siebziger Jahren mit unsinni-
gen Industrieprojekten und einer realitätsfernen Einschätzung ökonomi-
scher Kräfte. Schon die damalige Schuldenkrise war eine logische Konse-
quenz unseres Wirtschaftssystems, die Angst der Banken und Börsianer
vor dem großen Zusammenbruch  vorhersehbar.
Einführung: Georg Zoche (angefragt)
Samstag, 23. Januar, 18.30 Uhr

„Peters Prinzip“ – Deutschland 2007 – Regie: Kathrin Albers, Jim Lacy – 5
Minuten – Trickfilm über den schwindelerregenden Aufstieg vierer inkom-
petenter Mitarbeiter in einer Schwimmringfabrik.
„Apology of an Economic Hitman“ – Griechenland 2007 – Regie: Stelios
Kouloglou – 90 Minuten, Original mit englischen Untertiteln
Der Amerikaner John Perkins ist ein speziell ausgebildeter, ehemaliger
„Wirtschaftskiller”, der von Unternehmen gezielt angeheuert wurde, um in
Entwicklungsländern industrielle Großprojekte durchzusetzen, die vor al-
lem der amerikanischen Wirtschaft nützen. In seiner Autobiographie deck-
te er ungeahnte Verstrickungen und gemeinsame Interessen von Wirt-
schaft, Banken und Regierung auf. Sich seiner persönlichen Verantwortung
bewusst, trifft er Jahre später die Tochter eines ermordeten Präsidenten
und stellt sich der aufgebrachten Öffentlichkeit in Lateinamerika. Stelios
Kouloglou inszeniert den Dokumentarfilm wie einen „film noir“. Deutsche
Erstaufführung.
Einführung: Constanze Berendts (Transparency International Deutschland)
Samstag, 23. Januar, 21 Uhr

„Wie ich ein freier Reisebegleiter wurde“ – Deutschland 2007 – Regie: Jan
Peters – 15 Minuten – Selbstironisches Filmtagebuch über die Erfindung
eines neuen Berufsbildes: Ein Versuch, am Frankfurter Flughafen Gruppen-
karten für die U-Bahn zu erwerben und sie mit eigenem Marketingauf-
wand und besonderem Service an potentielle Mitfahrer weiterzuverkau-
fen.
„Wasser und Seife“ – 2008 – Regie: Susan Gluth – mit Monika Schückher
und Bonnie, Tatjana Beth, Gerda Franzen, Günther Utecht - 85 Minuten
Der unspektakuläre und dampfige Alltag dreier Arbeiterinnen in einer in die
Jahre gekommenen Wäscherei in Hamburg. Ihr Verdienst ist gering und
die Folgen der Globalisierung wecken Zweifel, ob der kleine, mittelständi-
sche Betrieb in Zukunft überleben kann. Die Kolleginnen meistern ihren
mühsamen Alltag trotz allem mit Würde - stille Heldinnen der Hoffnung, die
sich hin und wieder ein kleines Stück vom Glück erobern.
Zu Gast: Susan Gluth
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Sonntag, 24. Januar, 18.30 Uhr

„Der Schein trügt“ – Deutschland 2009 – Regie: Claus Strigel – 97 Minu-
ten
Das Zaubermittel Geld, eine der folgenreichsten Erfindungen der Mensch-
heit, ist ebenso genial wie fatal, so der ehemalige Notenbanker und Geld-
forscher Bernard Lietaer. „It turns the mind into a brezel“. Es bedeutet al-
les und hat doch keinerlei Wert, wird aus dem Nichts geschaffen, vermehrt
sich exponentiell und bezieht seine Bedeutung vor allem durch Mangel.
Hätten alle genug Geld, wäre es eben wertlos. Eine Expedition in die Rät-
sel des Geldes mit Interviews, Filmausschnitten und dem Versuch, mit ei-
nem 1.000-Euro-Schein ehrlich zu bezahlen.
Zu Gast: Claus Strigel
Sonntag, 24. Januar, 21 Uhr

„Lietuvos Bankas“ – Österreich 2006 – Barbara Musil – 3 Minuten – Eine
animierte Hommage an die Schönheit von Banknoten und ihren Bildern.
„Yella“ – Deutschland 2007 – Regie und Buch: Christian Petzold – Kamera:
Hans Fromm - Darsteller: Nina Hoss, Devid Striesow, Hinnerk Schöne-
mann, Burghart Klaußner, Christian Redl, Barbara Auer - 89 Minuten. Chri-
stian Petzolds melancholisch sezierender Blick auf eine junge Frau aus
Wittenberge, die auf der Flucht vor sich selbst ist. Nach einer gescheiter-
ten Ehe und einer Firmeninsolvenz sucht Yella ihr Glück bei einem neuen
Arbeitgeber in Hannover und findet Philipp, der für eine Private Equity-Fir-
ma arbeitet. Als seine Assistentin bewährt sie sich in der Welt des Risiko-
kapitals, der gläsernen Büros, der Schnelligkeit und Bewegung. Doch die
Geister der Vergangenheit holen sie auch in der sauberen Finanzwelt im-
mer wieder ein. Klar komponierte Bilder und verstörende Töne spiegeln da-
bei ihre Gefühle zwischen Hingabe und Berechnung.
Pressefotos können auf Anfrage zugesandt werden. Der Eintritt kostet 4
Euro, ermäßigt 3 Euro. Aufschlag bei Überlänge. Karten können vorbestellt
werden unter Telefon 2 33-9 64 50.

Führung im Stadtmuseum

(11.1.2010) Am Donnerstag, 14. Januar, 15.30 Uhr, führt Dr. Helmut Bauer,
Kurator der Ausstellung, im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1,
durch die Ausstellung „Non plus ultra! Circus. Kunst. München“. Wie ist
der moderne Circus entstanden? Warum hat die Manege überall auf der
Welt einen Durchmesser von 13 Metern? Von München ausgehend infor-
miert die Ausstellung über die Geschichte des Circus, erzählt von Kunst-
reitern, Tierlehrern und Clowns und zeigt auf, wie sich der Circus Krone
von einer Wandermenagerie zum großen Circusunternehmen entwickelt
hat.
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Der Eintritt ins Stadtmuseum kostet 6 Euro, ermäßigt 3 Euro, zuzüglich
6 Euro Führungsgebühr. Treffpunkt ist im Foyer des Stadtmuseums.

Stadtmuseum: Podiumsgespräch

(11.1.2010) Am Freitag, 15. Januar, 19 Uhr, findet im Museumssaal des
Münchner Stadtmuseums, St.-Jakobs-Platz 1, ein Podiumsgespräch über
das öffentliche und private Erinnern an den Zweiten Weltkrieg statt.
Der Jenaer Historiker Professor Dr. Norbert Frei, der Wiener Autor und
Schriftsteller Martin Pollack und die Hamburger Kuratorin der Ausstellung
„Fremde im Visier" Dr. Petra Bopp im Gespräch über das öffentliche und
private Erinnern an den Zweiten Weltkrieg;
Moderation: Christiane Schlötzer (stellvertretende Ressortleiterin Außen-
politik, Süddeutsche Zeitung). Der Eintritt ist frei.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 11. Januar 2010

Warum verliert die Stadt zunehmend Verwaltungsgerichtsverfahren

und welche Dienststellen tragen dazu besonders bei?

Anfrage Stadtrat Dr. Georg Kronawitter (CSU) vom 11.11.2009

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

In Ihrer Anfrage vom 11.11.2009 erkundigen Sie sich nach den von der
Stadt verlorenen Gerichtsverfahren.

Bevor ich auf Ihre Einzelfragen eingehe, möchte ich zunächst Folgendes
feststellen. Sie erwecken in Ihrer Anfrage den Eindruck, als würden bei der
Stadt „zunehmend” fehlerhafte Bescheide erlassen werden. Hiervon kann
aber keine Rede sein. Vielmehr ist die Stadt München bei der Führung von
Gerichtsverfahren seit Jahren ausgesprochen erfolgreich. Wie Sie der jähr-
lich in der Rathaus Umschau erscheinenden Prozessstatistik aller städti-
schen Gerichtsverfahren entnehmen können, bewegt sich der Anteil der
von der Stadt vollständig gewonnenen Gerichtsverfahren kontinuierlich bei
ca. 80 %. Dies bedeutet, dass vier von fünf Gerichtsverfahren zu 100 %
von der Stadt gewonnen werden.

Es ist sogar so, dass die Landeshauptstadt München bei der Prozesssta-
tistik etwas erfolgreicher als der Bundesdurchschnitt ist. So weist die Bun-
desstatistik für die vor den Verwaltungsgerichten in erster Instanz erledig-
ten Hauptsacheverfahren für die Jahre 2006 und 2008 jeweils eine Quote
von 16 % der Verfahren, in denen die Behörde vollständig unterlegen ist,
aus.

Zu den gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

Werden in die Quote der „vollständig verlorenen Verfahren” auch jene ein-
gerechnet, wo es zu einer Verfahrenseinstellung kommt, weil die Stadt im
Laufe des Verfahrens zusichert, ihren Bescheid zugunsten des Klägers
abzuändern?
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Antwort:

In der städtischen Prozessstatistik werden unter „vollständig verlorene
Verfahren” alle Verfahren erfasst, in denen die Stadt vollständig die Kosten
des Verfahrens trägt. Die Verwaltungsgerichtsordnung sieht in § 154
VwGO vor, dass der unterliegende Teil des Verfahrens die Kosten trägt.
Wird ein Verfahren wegen Erledigung der Hauptsache eingestellt, so ent-
scheidet das Gericht gemäß § 161 VwGO nach billigem Ermessen über die
Kosten des Verfahrens. Entsprechend werden in Fällen der vollständigen
oder teilweisen Abänderung des Bescheids üblicherweise vom Gericht die
Verfahrenskosten vollständig bzw. entsprechend teilweise der Stadt aufer-
legt und dementsprechend in der Prozessstatistik erfasst.

Frage 2:

Welche Quoten (vollständig gewonnen/teilweise gewonnen/vollständig
verloren) ergeben sich für die einzelnen städtischen Referate und deren
Hauptabteilungen (soweit sie überhaupt nennenswert an Verfahren betei-
ligt waren)?

Antwort:

Fast 89 % aller Verwaltungsgerichtsverfahren wurden im Jahr 2008 von
drei städtischen Referaten geführt. Lediglich sie werden im Folgenden dar-
gestellt. Bei den restlichen Referaten sind die absoluten Zahlen so gering,
dass sich statistisch belastbare Aussagen nicht machen lassen.

Für das Kreisverwaltungsreferat ergibt sich eine Quote von 85,7 % ge-
wonnenen, 7,6 % verlorenen und 6,7 % teilweise gewonnenen Verwal-
tungsgerichtsverfahren für das Jahr 2008. Aufgeteilt nach den Hauptabtei-
lungen ergibt sich beim Kreisverwaltungsreferat folgendes Bild: Hauptab-
teilung I: 90,4 % gewonnen, 4,3 % verloren und 5,3 % teilweise gewon-
nen, Hauptabteilung II: 83,8 % gewonnen, 8,5 % verloren, 7,7 % teilweise
gewonnen, Hauptabteilung III: 92,8 % gewonnen, 4,8 % verloren und 2,4
% teilweise gewonnen. In der Hauptabteilung IV waren keine nennenswer-
ten Verwaltungsgerichtsverfahren zu verzeichnen.

Für das Referat für Stadtplanung und Bauordnung betragen die Zahlen 73
% gewonnene, 13 % verlorene und 14 % teilweise gewonnene Verwal-
tungsgerichtsverfahren. Da die Verwaltungsgerichtsverfahren fast aus-
schließlich in der Hauptabteilung IV geführt wurden, erübrigt sich eine Auf-
teilung.
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Bei dem Sozialreferat sind 73,3 % gewonnene, 19,2 % verlorene und 7,5
% teilweise gewonnene Verwaltungsgerichtsverfahren zu verzeichnen. Im
Bereich dieses Referats ist eine sinnvolle Aufteilung der Zahlen nach Äm-
tern ebenfalls nicht möglich, da die Verwaltungsprozesse ganz überwie-
gend von dem Amt für Wohnen und Migration geführt wurden. In den an-
deren Bereichen des Sozialreferats wurden nur vergleichsweise wenige
Verwaltungsgerichtsverfahren bzw. hauptsächlich Verfahren im Bereich
der Sozial- bzw. Zivilgerichtsbarkeit geführt.

Frage 3:

Welche Quoten ergeben sich speziell für Verfahren, an denen die LBK be-
teiligt ist, aufgeteilt nach Baugenehmigungsverfahren nach § 34 BauGB
und nach Baugenehmigungsverfahren, denen ein Bebauungsplan zugrun-
de liegt?

Antwort:

Aus den in der Lokalbaukommission erhobenen Daten zu den Gerichtsver-
fahren ist nicht zu entnehmen, ob den Prozessen ein Baugenehmigungs-
verfahren nach § 34 BauGB oder eines in einem Bebauungsplangebiet zu-
grunde lag.

Frage 4:

Gibt es organisatorische Maßnahmen innerhalb der Stadtverwaltung, um
die Quote der vollständig verlorenen Verfahren wieder abzusenken?

Antwort:

Sämtliche städtische Referate sind selbstverständlich fortlaufend bemüht,
einen hohen Qualitätsstandard sicherzustellen. Wie bereits einleitend aus-
geführt, kann zudem nicht von einer „zunehmenden” Verschlechterung der
Verwaltungsgerichtsverfahren gesprochen werden. Zum einen handelt es
sich bei den von Ihnen in Bezug genommen Zahlen um eine Momentauf-
nahme. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass ein Prozentpunkt lediglich
12 Gerichtsverfahren entspricht. Insofern können bereits durch diese ge-
ringe Zahl Schwankungen auftreten.

Frage 5:

Ist aufgrund des in der o. e. Antwort behaupteten erheblichen Verwal-
tungsaufwandes durch Verwaltungsprozesse der Oberbürgermeister der
Auffassung, dass aus städtischer Sicht eine ggf. modifizierte Wiederein-
führung des Widerspruchsverfahrens sinnvoll wäre?
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Antwort:

Die grundlegende Neuregelung des Widerspruchsverfahrens in Bayern
wurde vom Freistaat Bayern mit Wirkung vom 01.07.2007 beschlossen,
nachdem während eines dreijährigen Pilotprojekts im Regierungsbezirk
Mittelfranken zuvor Erfahrungen gewonnen wurden. Es ist nicht bekannt,
dass seitens des Freistaates neuerlich das Widerspruchsverfahren geän-
dert bzw. vollständig wieder eingeführt werden soll. Insofern stellt sich
derzeit nicht die Frage, ob eine modifizierte Wiedereinführung des Wider-
spruchsverfahrens aus städtischer Sicht sinnvoll wäre oder nicht, zumal
sich, wie sich bereits aus der Antwort an Herrn Stadtrat Hummel ergibt,
keine eindeutigen Aussagen über die Auswirkungen der weitgehenden
Abschaffung des Widerspruchsverfahrens machen lassen.
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Schutz von Namensrechten durch die Stadt München

Anfrage Stadtrat Thomas Hummel (Bayernpartei) vom 4.12.2009

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

Auf Ihre Anfrage vom 04.12.2009 nehme ich Bezug. Ihrem Schreiben lagen
Fragen zum Schutz von Namensrechten durch die Stadt München zugrun-
de. Vorausschickend möchte ich anmerken, dass die Stadt München nur
dann gegen die Benutzung des Namens „München” vorgeht, wenn eine
Verwechslungsgefahr mit der Gebietskörperschaft Landeshauptstadt
München besteht. Da im Jahr 2009 nur Namensrechtsverletzungen durch
Internetdomains betroffen waren, möchte ich nachfolgend nur hierauf ein-
gehen.

Bei Internetdomains ist das Namensrecht der Landeshauptstadt München
gem. § 12 BGB tangiert, wenn es sich um eine Domain handelt, bei der
der Bürger erwartet, durch das Anklicken der Domain die Stadt München
zu erreichen. Beispielhaft wären etwa die Domains stadtrat-muenchen.de,
münchnerphilharmoniker.de oder passamt-muenchen.de zu nennen. Falls
Dritte derartige Domains für sich registrieren löst die Verknüpfung eines
Begriffs mit dem Städtenamen „München” eine sog. Zuordnungsverwir-
rung aus, da sie beim unwissenden Bürger den unrichtigen Eindruck her-
vorruft, die Stadt München stünde hinter dem Internetangebot. Nach der
Rechtsprechung kommt es bei Domainnamen darauf an, ob der Rechts-
verkehr den Domainnamen insgesamt dem betreffenden Namensrechtsin-
haber zuordnet oder nicht (Landgericht Duisburg, 34 O 16/01,
www.duisburg-info.de).

Außer in den Fällen, in denen eine Zuordnungsverwirrung zu befürchten
ist, besteht für Dritte aber selbstverständlich die Möglichkeit den Namen
„München” in einem Domainnamen zu verwenden wenn dadurch keine
Verwechslungsgefahr mit der Landeshauptstadt hervorgerufen wird. Bei-
spielhaft für die Verwendung des Namens „München” ohne Verwechs-
lungsgefahr ist die Benutzung etwa in den Fällen: www.dokfest-
muenchen.de, www.ganz-muenchen.de, www.in-muenchen.de, www.diz-
muenchen.de, www.cervantes-muenchen.de, www.muenchen-online.de,
www.nightlife-muenchen.de, www.bk-muenchen.de u.v.m.
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Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

Wie viele Fälle gab es im laufenden (oder, sofern noch keine Daten vorlie-
gen, im vergangenen) Jahr, in denen die Landeshauptstadt München ihre
Namens- oder ähnliche Rechte gegenüber Dritten geltend gemacht hat?

Antwort:

Im Jahr 2009 gab es bislang acht Fälle, in denen die Landeshauptstadt
München ihre Namens- oder ähnliche Rechte gegenüber Dritten geltend
gemacht hat.

Frage 2:

Welche Sachverhalte liegen dabei typischerweise vor? (Unterscheidung
bspw. Nach privater/kommerzieller Nutzung, Verstoß im Internet oder au-
ßerhalb, unzulässige Verwendung des Namens oder des Wappens, etc.)

Antwort:

Die in Ziffer 1 genannten Fälle betrafen ausschließlich Rechtsverletzungen
durch die Registrierung von Internetdomains. Andere Namensrechtsverlet-
zungen als die durch Internetdomains waren im Jahr 2009 nicht zu ver-
zeichnen.

Frage 3:

Wie werden solche Fälle in der Regel gehandhabt? Erfolgt zunächst eine
nichtjuristische Kontaktaufnahme mit der Bitte um Unterlassung oder ähn-
liches? Falls ja: Ist dies erfolgreich?

Antwort:

In allen Fällen wurde der Domaininhaber von der Rechtsabteilung des Di-
rektoriums aufgefordert, seine Rechte an der Domain löschen zu lassen.
Da die Verwechslungsgefahr in den von der Stadt verfolgten Fällen auf der
Hand liegt, reicht in aller Regel ein einziges Schreiben, damit die Domainin-
haber der Aufforderung nachkommen. Nach Löschung der Domain durch
den Domaininhaber geht diese auf die Stadt München über, um Miss-
brauchsfälle für die Zukunft zu vermeiden.

Frage 4:

Sofern es zu einer Abmahnung oder einer anderweitigen außergerichtli-
chen juristischen Auseinandersetzung kommt: Werden hierfür Juristen
aus der Verwaltung tätig oder werden externe Anwälte engagiert? Werden
dem Gegner im ersten Falle Kosten in Rechnung gestellt?
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Antwort:

Alle Fälle wurden von der Rechtsabteilung des Direktoriums bearbeitet.
Ein Rechtsanwalt wurde 2009 in keinem einzigen Fall eingeschaltet, so
dass für die betreffenden Personen auch keine Kosten entstanden sind.
Kosten für das Anschreiben der Rechtsabteilung werden nicht in Rech-
nung gestellt. Die Notwendigkeit der Einschaltung eines Rechtsanwalts
besteht in der Regel nur in seltenen Ausnahmefällen (z.B. bei Fällen mit
Auslandsbezug).

Frage 5:

Wird in der Vorgehensweise danach unterschieden, ob es sich beim Geg-
ner um eine Privatperson oder ein Unternehmen handelt?

Antwort:

Ein Unterschied zwischen Privatpersonen und Unternehmen wird nicht
gemacht. In jedem Fall ist die Stadt München bemüht, die Fälle sowohl für
die Stadt als auch für den Gegner möglichst kostenneutral zu lösen.
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Marian Offman   
 

MITGLIED DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN 
 
Herrn 
Oberbürgermeister  
Christian Ude 
Rathaus 
80331 München          Anfrage  
                                                                                                              11.01.10     

        
 
 
Verzögerung der Bearbeitung eines Antrages zur Einbürgerungsfeier 
 
Seitens des zuständigen Referates und der Stelle für interkulturelle Arbeit wurde 
mir fernmündlich mitgeteilt, dass mein Antrag nicht fristgerecht bearbeitet werden 
könne und eine Fristverlängerung bis Ende März dieses Jahres angestrebt würde.  
 
Da die nächste Einbürgerungsfeier bereits im April 2010 stattfinden soll, könnte ei-
ne Befassung des Stadtrates im März zu keinen möglicherweise konkreten Auswir-
kungen auf die Gestaltung der nächsten Feier führen. 
 
 
Ich frage daher den Oberbürgermeister: 
 

1. Welches sind die Ursachen für die Verzögerung der Bearbeitung meines An-
trages? 

2. Ist ausgeschlossen, dass mit der nicht fristgerechten Bearbeitung eine Be-
einflussung der Gestaltung der nächsten Feier durch den Stadtrat verhindert 
werden soll? 

3. Wann ist endlich mit der Bearbeitung des Antrages zu rechnen? 
 
 
 
 
 
Marian Offman, Stadtrat 
 

CSU-Stadtratsfraktion, Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 0172-8171611; 
 email: marian@offman.de 

Marian Offman; Nederlingerstr. 61; 80638 München 
 


	Inhaltsverzeichnis
	Terminhinweise 
	Bürgerangelegenheiten 
	Meldungen 
	› Neuer Mietspiegel für München Anfang 2011 - Stadt braucht die 
	„FilmWeltWirtschaft" im Filmmuseum 
	Führung im Stadtmuseum 
	› Stadtmuseum: Podiumsgespräch 
	Antworten auf Stadtratsanfragen 
	› Warum verliert die Stadt zunehmend Verwaltungsgerichtsverfahren
	› Schutz von Namensrechten durch die Stadt München 
	Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 


